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Niederschrift über 
die 7. Sitzung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit  

am 4. November2025 
Sitzungsraum: Raum 126/127 der Kreisverwaltung, Carl-Heydemann-Ring 67  

in 18437 Stralsund 
Sitzungsdauer: 18:00 - 19:58 Uhr 

Anwesenheit: 

 Kreistagsmitglied 
 Herr Ulf Braum  

  

 Frau Dr. Carmen Kannengießer    
 Frau Dr. Doris Schmutzer   Übernahme der Sitzungsleitung  
 Frau Simone Wagner    
 Frau Andrea Zachow    

 Sachkundige Einwohner/-in 
 Herr Gerold Ahrens    
 Frau Gundela Knäbe    
 Frau Petra Pfeifer    
 Herr Mirko Plötz    
 Frau Sandra Schröder-Köhler    
 Herr Volker Schulz    

 Stellvertreter/-in 
 Herr Frank Fanter   
 Herr Andreas Kuhn   
 Frau Susanna Masur   

 Von der Verwaltung 
 Frau Kathrin Meyer  
 Frau Dr. Christine Braun 
 Frau Dörte Heinrich 

 1. Stellv. des Landrates 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 FBL 2 

 Herr Stefan Brunke  FDL Soziales 
 Herr Jörg Heusler   FDL Gesundheit  
 Frau Antje Jaster   FDL Ausländer/Asylrecht  
 Frau Heike Karnatz 
 Herr Hannes Arndt  

 FDL Finanzen  
 SB Kreistagsangelegenheiten 

  
 Gäste 
 Frau Jenny Köppen       Hebammenanker am Sund 

Es fehlen: 

 Vorsitzende 
 Frau Sandra Graf   entschuldigt  
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 Kreistagsmitglied 
 Herr Harry Glawe  entschuldigt  
 Herr Sebastian Koesling  entschuldigt  

 Sachkundige Einwohner/-in 
 Frau Kathrin Bischoff  entschuldigt  
   

Tagesordnung 

- Öffentlicher Teil - 

 1. Eröffnung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Be-
schlussfähigkeit 

 

 2. Einwohnerfragestunde  

 3. Bestätigung der Tagesordnung  

 4. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 2. September 2025  

 5. Bestellung der Protokollführung und Stellvertretung für den Aus-
schuss für Soziales und Gesundheit 

BV/4/0140 

 6. Haushaltssatzung des Landkreises Vorpommern-Rügen für den Haus-
halt 2026 

BV/4/0155 

 7. Vorstellung der Integrationsbeauftragten Frau Frauke Schüler  

 8. Beratung zum Beschluss des Kreistages zum Dringlichkeitsantrag der 
Kreistagsfraktionen DIE LINKE, CDU+: "Erhalt der Geburtshilfe in 
Stralsund - Solidarität mit den Beleghebammen im Krankenhaus 
Stralsund" 

 

 9. Bericht der Arbeitsgruppe im Rahmen der ärztli-
chen/zahnmedizinischen Versorgung des Ausschusses für Soziales 
und Gesundheit 

 

 10. Abstimmung der Sitzungstermine des Ausschusses für Soziales und 
Gesundheit für 2026 

 

 11. Anfragen  

 12. Mitteilungen  

- Nichtöffentlicher Teil - 

 13. Bestätigung der nichtöffentlichen Tagesordnung  

 14. Kenntnisnahme der nichtöffentlichen Niederschrift vom 2. Septem-
ber 2025 

 

 15. Anfragen  

 16. Mitteilungen  

 

Sitzungsergebnis 

- Im öffentlichen Teil - 

 1. Eröffnung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 

 
Frau Dr. Schmutzer eröffnet als 1. stellvertretende Ausschussvorsitzende die 7. 
Sitzung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit und begrüßt die Anwesenden. 
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Sie stellt fest, dass zur Sitzung ordnungsgemäß geladen wurde und 14 von 15 Aus-
schussmitglieder anwesend sind. Frau Dr. Schmutzer stellt somit die Beschlussfä-
higkeit fest.  

 

 2. Einwohnerfragestunde 

 
 
Einwohnerfragen werden nicht vorgetragen. 

 

 3. Bestätigung der Tagesordnung 

 
 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit stimmt der vorliegenden Tagesordnung 
einstimmig zu. 

 

 4. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 2. September 2025 

 
 
Anmerkungen zu der Niederschrift werden nicht vorgetragen. 
 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit nimmt die öffentliche Niederschrift vom 
2. September 2025 zur Kenntnis. 

 

 5. Bestellung der Protokollführung und Stellvertretung für den Ausschuss für Sozia-
les und Gesundheit 
Vorlage: BV/4/0140 

 Redebedarf besteht nicht.  

 

Frau Dr. Schmutzer bittet um Abstimmung.  
 

 Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit beschließt: 
 

1. Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit bestellt Herrn Bastian Köhler als 
Protokollführer ab.  

2. Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit bestellt Herrn Hannes Arndt zum 
Protokollführer.  

 
Abstimmungsergebnis. einstimmig zugestimmt  

  

 6. Haushaltssatzung des Landkreises Vorpommern-Rügen für den Haushalt 2026 
Vorlage: BV/4/0155 

 
Frau Karnatz stellt anhand einer PowerPoint-Präsentation eine allgemeine Über-
sicht über die aktuelle Haushaltsplanung für das Jahr 2026 vor.  
(siehe Anlage: PPP_Ausschuss_Soziales_Gesundheit) 
 
Herr Brunke stellt die Haushaltsplanung des Fachdienstes Soziales anhand einer 
PowerPoint-Präsentation vor. (siehe Anlage: PP Präsentation HHPL 2026 Stand 29-
10-25) 
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Herr Heusler stellt den Haushalt des Fachdienstes Gesundheit vor und berichtet, 
dass in den einzelnen Bereichen des Fachdienstes nur begrenzt Mittel zur Verfügung 
stünden. Die Ein- und Ausgaben würden sich insbesondere aus dem amtsärztlichen 
Dienst ergeben, etwa durch Gebühren für Begutachtungen, Impfungen und Beschei-
nigungen sowie dem Bereich Hygiene, in dem die wesentlichen Mittelzuflüsse ver-
zeichnet werden. Die Einnahmen belaufen sich ca. um 400.000 Euro, davon entfielen 
140.000 Euro für Laborkosten und etwa 50.000 Euro auf Impfleistungen. Zudem gebe 
es einzelne Posten, die haushaltstechnisch lediglich durchlaufende Gelder darstel-
len, wie z. B. die Landesmittel für Familienhebammen in Höhe von ca. 52.000 Euro. 
Diese Mittel würden in voller Höhe vom Land erstattet, was auch den Hebammen 1:1 
ausgezahlt werde. Der Anspruch der Honorarkräfte aus dem Sana Krankenhaus sei 
auch vom Landkreis gesenkt worden. Die Größenordnung der Planzahlen 2027 liege 
in der Größenordnung bei dem was 2020 war.  
 
Frau Jaster stellt die Haushaltsplanung des Fachdienstes Ausländer- und Asylrecht 
anhand einer PowerPoint-Präsentation eine allgemeine Übersicht über die aktuelle 
Haushaltsplanung für das Jahr 2026 vor. (siehe Anlage: 240123_SGA HH 2025 
FD35neu) 
 
Auf Nachfrage von Frau Dr. Kannengießer warum der Anspruch auf Aufenthaltstitel 
nicht erreicht werden konnte, erklärt Frau Jaster, dass dies 46 Personen betreffe, 
die zurück ins Asylbewerberleistungsgesetz zurückgefallen seien. Hier haben größ-
tenteils Großfamilien Probleme den Lebensunterhalt selbst zu sichern und einige 
haben Probleme, in der Zeit von 18 Monaten, die Identität nachtzuweisen.  
 
Frau Meyer berichtet, dass die Personen schon länger Zeit haben die Identität zu 
klären, zusätzlich zu den 18 Monaten. Mit dem Chancenaufenthalt werde den Men-
schen die Chance gegeben, die Monate zu nutzen und den Lebensunterhalt nachzu-
weisen.  
 
Es sei nicht in der ganzen EU so sondern in Deutschland, sagt Frau Meyer auf Nach-
frage von Frau Dr. Kannengießer. Dies sei eine Art Spurwechsel, um den Menschen 
noch eine Chance zu geben, um die Monate zu nutzen. Ein prozentueller Anteil müs-
se Grundlage sein, den Lebensunterhalt zu sichern.  
Die richtige Konsequenz sei nicht die, die Landkreise mit der Finanzierung allein zu 
lassen.  
 
Der Landkreis zahle 1:1 die Krankenleistung. Im Fall eines Krebspatienten oder Dia-
lysepatienten erhöhe dies die Kosten enorm, führt Frau Jaster aus.  
 
Frau Meyer ergänzt, dass diese Finanzierungslücke damals schon erkannt worden sei 
und man hier bei sei, diese zu schließen. 
 
Frau Jaster berichtet über die internen Arbeitsgelegenheiten. Diese seien erstat-
tungsfähig. Die sonstigen Leistungen wie besondere Bedürfnisse von Kindern, Erst-
ausstattung etc. -hier könne ein Zuschuss beantragt werden. 
 
Der Ausschuss für Gesundheit und Soziales nimmt die Haushaltssatzung des Landkrei-
ses V-R zur Kenntnis. 
 
Weitere Fragen gibt es nicht.  
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 7. Vorstellung der Integrationsbeauftragten Frau Frauke Schüler 

 
Frau Schüler stellt die Arbeit der Integrationsbeauftragten anhand einer Power-
Point-Präsentation vor. (siehe Anlage: PPP_Integrationsbeauftragte) 
 
Frau Dr. Kannengießer hinterfragt die Anfrage eines Deutschkurses und die Förde-
rung für EU-Leute, da sie seit zwei Jahren eine Familie aus Rumänien betreut, die 
vom ersten Tag an gearbeitet hat, um ein anderes Leben führen zu können. Auf-
grund noch nicht ausreichender Deutschkenntnisse sei ein Deutschkurs angefragt 
worden. Hier habe man nie wieder etwas von gehört bzw. eine Antwort erhalten. 
Die zweite Frage richte sich danach, ob den Leuten auch mitgegeben werde, dass 
ein gewisses Einbringen, um einen entsprechenden Standard führen zu können, not-
wendig sei. Es entstehe das Gefühl, dass diese Bemühungen nicht geleistet werden, 
wenn eine Identitätsnachweisbarkeit auch nach 18 Monaten nicht erfolgt. 
 
Frau Meyer teilt mit, dass der Landkreis die Bedenken zu z. B. Gesetzesänderungen 
vorgetragen habe. Es sei eine Bewegung da aber durch das große Engagement vor 
Ort aller, insbesondere was auch ein Teil durch die runden Tische beigetragen wer-
de, sei der Landkreis sehr dankbar darüber, einen relativ gesellschaftlichen Frieden 
im Landkreis zu haben. Es werde viel getan, dennoch könne nicht alles die kommu-
nale Integrationsbeauftragte lösen. Es sei komplizierter mit Sprachkursen insbeson-
dere, wenn diese kostenfrei sein sollen, hier könne man individuell auf den Einzel-
fall schauen. 
 
Frau Schüler merkt an, dass sich Frau Dr. Kannengießer dazu melden könne, um 
das Anliegen prüfen zu lassen. 
 
Weitere Anmerkungen gibt es nicht.  
 

 8. Beratung zum Beschluss des Kreistages zum Dringlichkeitsantrag der Kreistags-
fraktionen DIE LINKE, CDU+: "Erhalt der Geburtshilfe in Stralsund - Solidarität mit 
den Beleghebammen im Krankenhaus Stralsund" 

 
Herr Heusler sagt über das Gespräch mit dem Geschäftsführer des Helios-Klinikums, 
dass es intensive Gespräche gegeben habe. Die Geburtshilfe sei in Stralsund nicht 
akut gefährdet. Eine Einigung, wie man arbeiten könne, sei gegeben. 
 
Das Rederecht wird Frau Köppen erteilt.  
 
Frau Köppen berichtet, dass die Geburtshilfe nicht akut gefährdet sei, dennoch 
nicht in trockenen Tüchern. Der neue Hebammenhilfevertrag, bei dem mit den gro-
ßen Einbußen zu rechnen sei (15 bis 30 Prozent), habe gestartet. Es sei fünf Monate 
mit Helios verhandelt worden, dazu gebe es Probleme mit der Eingruppierung. Eine 
kontinuierliche Betreuung von 8 bis 20 Uhr mit wenig Kollegenwechsel solle gewähr-
leistet sein. Das 2-Schicht-System mit 12h sei schwierig umsetzbar nach dem Ar-
beitszeitschutzgesetz. Das System nach dem 2-Schicht-System birgt viele Vorteile für 
die Frauen und Kollegen. Es gebe jetzt einen Zuschuss zum Kooperationsvertrag, 
eine sogenannte Ausgleichszahlung für erwartetes Minus. Hier werde ein Teil gar 
nicht abgedeckt. Dies betreffe den ambulanten Teil, z. B. den Kreissaal. Der Kreiss-
aal sei die Notaufnahme für jede Schwangere, auch in der Frühschwangerschaft. 
Dies werde durch den neuen Vertrag nicht vergütet. Hier werde das große Minus 
erwartet und man gehe jetzt in eine Versuchsphase.  
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Frau Meyer ergänzt, in Gesprächen zu den Verhandlungen zu sein. Das Interesse sei 
auf beiden Ebenen da.  
 
Frau Köppen berichtet, der Wille sei da, dass alle Hebammen in ein System kom-
men, sowie, dass dies schon Auswirkungen mit sich bringe und Kollegen gegangen 
seien. Das 666. Baby sei geboren und man könne das Geschäft aufrechterhalten. Der 
Austausch mit Herrn Heusler sei da.  
 
Herr Kuhn hinterfragt außerhalb der politischen Unterstützung, ob es andere kom-
munale Möglichkeiten gebe, zu unterstützen. 
 
Frau Köppen teilt mit, dass sie nur dafür werben könne, dass der Anfang des Lebens 
wichtig sei. Frau Köppen teilt mit, seit 26. September 2025 Vorsitzende des Landes-
hebammenverbandes zu sein. Wenn Einrichtungen auf kommunaler Ebene Großräum-
lichkeiten für Hebammen zur Verfügung stellen können, wäre dies eine mögliche 
Unterstützung. 
 
Herr Kuhn sagt, dass hier der Landkreis ggf. eine Abfrage machen könne. 
 
Herr Heusler sagt, dass alle zwei Jahre die Hebammen vom Landkreis zum Aus-
tausch eingeladen werden. 
 
Frau Köppen schätzt dies sehr, da es bei keinem anderen Landkreis in MV der Fall 
sei.  
 
Frau Meyer antwortet auf die Frage von Frau Dr. Kannengießer zu den Sicherstel-
lungszuschlägen, dass diese krankenhausbezogen seien und ergänzt, dass sich diese 
Zuschläge auf die Häuser beziehen. 
 
Frau Köppen ergänzt, dass der Kooperationsvertrag mit Helios in der Refinanzierung 
sei.  
 
Herr Heusler berichtet, dass es das Signal zum Antrag auf Förderung mit Unterstüt-
zungsschreiben vom Landkreis zur Freigabe der Gelder vom Land gegeben habe.  
 
Frau Köppen merkt an, dass es nur den Kreissaal als einzigen im Landkreis gebe und 
nicht alle Schwangeren nach Greifswald können. Sie sagt, dass die Eilklage am Lau-
fen sei und das Ergebnis in den nächsten drei Tagen erwartet werde. 
 
Herr Heusler sagt, dass diese Informationen im Vorfeld gegeben zu haben, eine gute 
Lösung sei. 
 
Frau Meyer ergänzt, den Sachstand in den Bericht des Landrates mit einzuarbeiten.   

 

 9. Bericht der Arbeitsgruppe im Rahmen der ärztlichen/zahnmedizinischen Versor-
gung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit 

 
Frau Dr. Schmutzer berichtet über den Antrag der AfD-Fraktion sowie die ersten 
Schreiben der Teilnehmer. In sämtlichen Rückmeldungen gehe es vorrangig darum, 
die ärztliche Versorgung durch eine Steigerung der Attraktivität des ländlichen Rau-
mes zu verbessern. Das neue Modell HERA-MV werde positiv eingeschätzt, da künftig 
medizinische Fachangestellte wie z. B. Pflegekräfte zusätzliche Aufgaben in struk-
turschwachen Regionen übernehmen könnten, um eine Entlastung der Ärztinnen und 
Ärzte zu ermöglichen.  
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Es sei Aufgabe, hierfür geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen. Als Landkreis 
könne man nur begrenzt Einfluss nehmen, außer eben Rahmenbedingungen zu ge-
stalten, etwa indem geprüft werde, wo künftig Versorgungsdefizite auftreten könn-
ten. Zudem sei es von Bedeutung, die Ärzteschaft von bürokratischen Belastungen zu 
entlasten. 
 
Herr Heusler ergänzt, dass im Kreistag bereits eine Strategie beschlossen worden 
sei, diese jedoch noch in die Breite getragen werden müsse. Es sei wichtig, verstärkt 
Prävention zu betreiben. Zudem müsse geprüft werden, was jeder Einzelne hierzu 
beitragen könne. In diesem Zusammenhang unterbreitet Herr Heusler einen konkre-
ten Vorschlag, für den jedoch Unterstützung benötigt werde.  
Durch die Paktmittel habe Herr Heusler eine befristete Ausbildungsarztstelle bis 
2026 einrichten können, über die bereits mehrere Ärzte ihre Ausbildung absolviert 
hätten. Frau Dr. Proksch habe sich in Prohn niedergelassen, die ein Jahr die Allge-
meinmediziner-Ausbildung bei Herrn Heusler absolviert habe. Frau Mittelbach, wer-
de die Praxis ihres Vaters in Binz übernehmen und müsse diese noch absolvieren. 
Derzeit sei die Stelle mit einer Ärztin besetzt, die den Facharzt für öffentliches Ge-
sundheitswesen erwerbe, die die Einrichtung aber spätestens bis 2026 verlassen 
müsse, da die Stelle auslaufe. Er betone, dass dauerhaft eine Stelle benötigt werde, 
die ausschließlich für Ausbildungsassistentinnen und -assistenten vorgesehen sei, da 
die bestehenden Arztstellen für feste Aufgaben eingeplant seien.  
 
Bis 2026 sei die Finanzierung für Paktmittel gesichert; es stelle sich jedoch die Fra-
ge, ob die Stelle ab 2027 in den Stellenplan übernommen werden könne. Die Kinder-
ärztin habe nochmal verlängert und dies würde auf Allgemeinmedizin anerkannt 
werden.  
 
Frau Meyer erläutert, es sei erkennbar, dass diese Personen anschließend eine Bin-
dung an die Region entwickeln, sofern es gelinge, dass dies einen positiven Beitrag 
des Landkreises bedeute. 
 
Auf die Frage von Frau Dr. Schmutzer, wie diese Stelle finanziert werde, führt Herr 
Heusler aus, dass die Finanzierung durch Paktmittel erfolge. 
 
Frau Dr. Schmutzer merkt an, man könne zudem das Gespräch mit der Kassenärzt-
lichen Vereinigung (KV) suchen.  
 
Herr Heusler unterstützt diesen Vorschlag und sagt, dies ebenfalls nochmals bei der 
KV anzubringen, um den aktuellen Sachstand zu erfassen.  
 
Frau Knäbe ergänzt, dass es hier wichtig sei, das Signal zu erhalten, bis wann diese 
Thematik in die 5 vorgesehenen Sitzungen mit eingebracht werden sollte. 
 
Frau Dr. Schmutzer merkt an, dass die Sache mit dem Strategiekonzept, zum Bür-
germeisterwochenende hier in die Gespräche mit reinzugehen, positiv sei und man 
dies entsprechend vorbereiten könne. Frau Dr. Schmutzer ergänzt, dass man Perso-
nen ausbilden müsse, die aus unserem Land kommen, da diese eine Bindung zur 
Heimat haben und im Land bleiben, und dass man dies auch an die Universitäten im 
Land kommunizieren müsse.  
 
Herr Heusler führt aus, dass die Universität HGW ein Programm entwickelt habe 
und dieses der Ärztekammer vorgestellt worden sei. Mit dem Numerus clausus (NC) 
gebe es wenige aus MV, auch mit einem NC von 1,0, die Berücksichtigung finden. Die 
Uni HGW habe einen hohen Satz der Selbstvergabe, alles von 1,0 bis 1,5 werde 
gleichgesetzt. Es gebe keine Wertung mehr. Ein soziales Jahr würde den NC um 0,1 
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verbessern, sowie ein Praktikum bei einem Arzt im medizinischen Bereich könne den 
Schnitt um 0,2 Punkte verbessern. Zusätzlich sei ein zweites Praktikum möglich.  
 
Herr Heusler berichtet über die jüngste Niederlassung eines Arztes in Bergen auf 
Rügen mit Jahrgang 1993. Eine Augenärztin lasse sich in Grimmen nieder. Man sehe, 
dass sich noch einige Ärzte in unserem Land niederlassen. Die Anzahl der niederge-
lassenen Ärzte sei noch nie so hoch gewesen. Hier sei auch die Work-Life-Balance 
bei den Ärzten angekommen. 
 
Weiterer Redebedarf besteht nicht. 

 

 10. Abstimmung der Sitzungstermine des Ausschusses für Soziales und Gesundheit 
für 2026 

 
 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit nimmt die Sitzungstermine für das Jahr 
2026 zur Kenntnis. 

 

 11. Anfragen 

 
 
Anfragen werden nicht gestellt. 

 

 12. Mitteilungen 

 
 
Frau Dr. Braun berichtet, dass der bevorstehende Termin, der Internationale Tag 
gegen Gewalt an Frauen am 25. November 2025, anstehe. Sie führt weiter aus, es 
gebe zahlreiche Arbeitsgruppen, Workshops und Veranstaltungen, die auf der Home-
page des Landkreises Vorpommern-Rügen eingesehen werden können. Zudem erklärt 
Frau Dr. Braun, dass weitere Termine geplant seien, um präventiv im Land aktiv 
werden zu können. 
 
Weitere Mitteilungen werden nicht vorgetragen. 
 
Frau Dr. Schmutzer beendet den öffentlichen Teil der Ausschusssitzung und bittet 
die Nichtöffentlichkeit herzustellen. 

 
 

08.12.2025, gez. Dr. Doris Schmutzer              08.12.2025. gez. Hannes Arndt  
____________________________ 
Datum, Unterschrift  

____________________________ 
Datum, Unterschrift  

Dr. Doris Schmutzer 
1. stellvertretende Ausschussvorsitzende 

Hannes Arndt 
Protokollführer 
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